
Familienzulage: Landtag 
überweist VU-Postulat 
trotz Bedenken der FBP
Knappe Mehrheit Mit 
13 Stimmen überwies der 
Landtag das VU-Postulat zur 
Prüfung einer Ausbildungs-
zulage. Der Zeitpunkt und ein 
fragliches Signal an Grenz-
gänger schreckte viele Abge-
ordnete ab. Die FBP möchte 
die Mittel lieber in die Eltern-
zeit investieren sowie die 
Stipendien ausbauen.

VON DANIELA FRITZ

Geht es den Familien gut, 
geht es der Wirtschaft gut. 
So könnte man die zentra-
le Argumentation der VU 

zusammenfassen. Im Rahmen eines 
Postulats möchte sie von der Regie-
rung prüfen lassen, ob 
man die Kinderzulage 
statt bis zum 18. bis 
zum 25. Lebensjahr des 
Kindes ausbezahlen 
könnte beziehungswei-
se ob eine Ausbildungs-
zulage geschaff en wer-
den sollte.
Die VU-Abgeordnete 
Gunilla Marxer-Kranz 
erinnerte zudem dar-
an, dass die Kinderzu-
lage seit 15 Jahren nicht 
mehr der Teuerung an-
gepasst wurde. Gleich-
zeitig seien die Kosten 
für Familien aber stark 
gestiegen. Die Regie-
rung soll daher über-
prüfen, wie sich eine 
Erhöhung auf den 
Staatshaushalt auswirken würde. 
Mit diesem Argument stiess die VU 
zwar auch bei den anderen Fraktio-
nen auf offene Ohren. Die FBP 
sprach sich ebenfalls für eine Erhö-
hung der Kinderzulagen aus, ein 
Postulat sei dafür aber nicht not-
wendig.

«Win-win-Situation»

«Das wäre eine Win-win-Situation 
für die Wirtschaft und Gesellschaft», 

warb der VU-Fraktionssprecher 
Manfred Kaufmann für den Vorstoss 
seiner Fraktion. Familien würden 
bei der Finanzierung der Ausbil-
dung ihrer Kinder entlastet, gleich-
zeitig würde man so dem Fachkräf-
temangel entgegenwirken. Er ver-
wies darauf, dass Eltern zwar bis 
zum Ende der Erstausbildung ihrer 
Kinder unterhaltspflichtig sind, die 
Kinderzulagen aber nur bis zum 18. 
Lebensjahr ausbezahlt werden. So-
wohl in der Schweiz als auch in Ös-
terreich sei dies anders geregelt. 
In einer Fraktionserklärung konnte 
der FBP-Abgeordnete Daniel Oehry 
keine Schieflage zu den Nachbarn 
ausmachen. Im Gegenteil, liechten-
steinischen Familien bleibe sogar 
mehr Geld übrig als Schweizer Fami-
lien. Zudem gebe es mit dem Stipen-
diengesetz bereits ein zielgerichte-
tes Instrument zur Unterstützung 
der Familien, das die Schweiz nicht 

kennt. Wer die Voraus-
setzungen erfüllt, er-
hält ein zinsloses Dar-
lehen oder sogar Bei-
hilfen ohne Rückzah-
lungsverpf l icht ung. 
Die von den Postulan-
ten angedachte Ausbil-
dungszulage funktio-
niere hingegen nach 
dem Giesskannenprin-
zip, dem könne man 
nicht zustimmen.
Manfred Kaufmann 
fand hingegen, dass 
die Ausbildungszulage 
lediglich eine Verlän-
gerung des heutigen 
Systems der Kinderzu-
lagen sei. Dieses sei 
nun mal auf alle Fami-
lien ausgerichtet und 

keine Sozialleistung. Er warf der 
FBP vor, statt Sozialpolitik auf Vor-
schriften und Verbote im Verkehrs- 
und Energiebereich zu setzen, und 
so die Bevölkerung und den Staats-
haushalt massiv zu belasten. «Blei-
ben Sie bei den Fakten», entgegnete 
Oehry. Die FBP sei keine Verbotspar-
tei, sondern setzt sich für Nachhal-
tigkeit ein. Zur Entlastung von Fami-
lien sei das Stipendiengesetz das 
bessere Element als eine neue Zula-

ge. Hier sei die FBP auch offen, das 
Stipendiengesetz zu überarbeiten, 
um Familien zu entlasten.
Bei den DPL-Abgeordneten kam das 
Postulat besser an. Herbert Elkuch 
fühlte sich an eine eigene Motion aus 
dem Jahr 2019 erinnert. «Die DPL ist 
nach wie vor familienfreundlich ein-
gestellt», betonte er und sicherte sei-
ne Unterstützung zu. Auch Thomas 
Rehak stimmte deshalb für das Pos-
tulat, nicht ohne sich einen Seiten-
hieb auf die Debatte zur Volksinitia-
tive über eine Franchisenbefreiung 
für Rentner zu erlauben: «Auch das 
Postulat wäre eine Giesskanne, eine 
viel grössere als unsere Initiative. 
Aber Ihnen ist vor allem wichtig, 
welche Farbe die Giesskanne hat – in 
diesem Fall war sie rot und richtig.»

Grenzgänger-Bashing verurteilt

Das VU-Postulat enthielt aber einen 
weiteren Vorschlag, der sich eben-
falls als Stolperstein herausstellte. 
Die VU verlangt regt eine Indexie-
rung der Geburtenzulage an, um ei-
nen Export ins Ausland zu verhin-
dern. Dieses Ansinnen wurde im 
Landtag vonseiten der FBP und FL 
kritisch gesehen.
«Dieses Argument enttäuscht mich», 
meinte der FL-Abgeordnete Georg 
Kaufmann, der sich ansonsten der 
Prüfung einer Ausbildungszulage 
grundsätzlich offen zeigte. «Unsere 
Wirtschaft ist je länger je mehr auf 
ausländische Fachkräfte angewie-
sen. Passen Sie auf, welche Signale 
Sie damit senden.» Seine Parteikolle-
gin Sandra Fausch störte sich eben-
falls an der «ausländerfeindlichen 
Brille». Dem schloss sich auch Ge-
sellschaftsminister Manuel Frick an, 
schliesslich würden die Arbeitgeber 
für jeden ausländischen Arbeitneh-
mer entsprechend in die FAK ein-
zahlen: «Wir sind hochgradig auf 
Grenzgänger angewiesen, Diskussio-
nen um Kürzungen von Leistungen 
aus der FAK für Ausländer kann ich 
nichts abgewinnen.»
Marxer-Kranz hingegen konnte die 
Einwände nicht verstehen. 2020 sei-
en knapp 70 Prozent der Geburten-
zulage ins Ausland geflossen. Eine 
Indexierung habe aber keine Aus-
wirkungen auf die Grenzgänger. 

«Die Familien bekommen nicht we-
niger, sie bekommen diese Summe 
dann einfach von ihrem Wohnsitz-
staat», so die VU-Abgeordnete. Dies 
treffe allerdings nur auf österreichi-
sche Grenzgänger zu, gab Georg 
Kaufmann (FL) zu bedenken.

Elternzeit wird FAK auch belasten

Schlussendlich vermochte die VU 13 
Abgeordnete zu überzeugen – das 
Postulat wurde also knapp an die 
Regierung überwiesen. Die FBP 
stimmte geschlossen dagegen, für 
sie kommt der Vorstoss vor allem 
zum falschen Zeitpunkt. «Wenn es 
darum geht, Familien zu fördern, 
dann stellt die Einführung der El-
ternzeit aus Sicht der FBP-Fraktion 
eine wichtige Massnahme dar», er-

klärte Daniel Oehry. Hier müsse zu-
nächst geklärt werden, wie viel die 
Elternzeit koste, bevor man neue 
Gefässe einführe.
Gesellschaftsminister Manuel Frick 
betonte ebenfalls, dass der Zeit-
punkt des Postulats unglücklich ist. 
Die Familienausgleichskasse (FAK) 
sei zwar gut aufgestellt, die Reser-
ven betrugen Ende 2021 das 5,2-fa-
che der Jahresausgaben. Eine Aus-
bildungszulage oder höhere Kinder-
zulagen seien also grundsätzlich fi-
nanzierbar. Frick liess jedoch durch-
blicken, dass angedacht sei, die an-
stehende Elternzeit zumindest zum 
Teil aus der FAK zu bezahlen. Es 
sollte zunächst abgeklärt sein, zu 
welchem Ausmass dies die Kasse be-
laste.

«Wenn es um 
Familienförderung 
geht, ist die Eltern-
zeit eine wichtige 

Massnahme.»
DANIEL OEHRY

FBP-FRAKTIONSSPRECHER

Die FBP-Fraktion sprach sich ebenfalls 

für eine Erhöhung der Kinderzulagen 

aus – ein Postulat sei dafür aber nicht 

notwendig. (Fotos: Michael Zanghellini)


